
18. Juli 1977 (Belgisch Staatsblad vom 21. September 
1977, S. 11425), bestätigt durch das Gesetz über die 
Zölle und Abgaben vom 6. Juli 1978 (Belgisch Staatsblad 
vom 12. August 1978, S. 9013) und zum 1. Januar 
1990 geändert durch Art. 72 des Gesetzes vom 22. 
Dezember 1989 zur Festlegung steuerrechtlicher Bestim­
mungen (Belgisch Staatsblad vom 29. Dezember 1989, 
S. 21141), 

oder müssen die Mitgliedstaaten in Durchführung von 
Art. 217 Abs. 2 des Zollkodex in ihren nationalen 
Rechtsvorschriften festlegen, auf welche Weise die buch­
mäßige Erfassung im Sinne von Art. 217 Abs. 1 des 
Zollkodex in der Praxis erfolgt, so dass der Schuldner 
prüfen kann, ob sie von den Zollbehörden auch tatsäch­
lich vorgenommen worden ist? 

2. Ist Art. 217 Abs. 2 des Zollkodex dahin auszulegen, dass, 
wenn die nationalen Rechtsvorschriften lediglich vorsehen, 
dass 

— unter „buchmäßiger Erfassung“ im Sinne dieser nationa­
len Rechtsvorschriften „die Eintragung des einer Zoll­
schuld entsprechenden Abgabenbetrags in die Bücher 
oder in sonstige stattdessen verwendete Unterlagen“ zu 
verstehen ist — im vorliegenden Fall Art. 1 Nr. 6 des 
Allgemeinen Zoll- und Abgabengesetzes, koordiniert 
durch den Königlichen Erlass vom 18. Juli 1977 (Belgisch 
Staatsblad vom 21. September 1977, S. 11425), bestätigt 
durch das Gesetz über die Zölle und Abgaben vom 6. 
Juli 1978 (Belgisch Staatsblad vom 12. August 1978, S. 
9013) und zum 1. Januar 1994 ersetzt durch Art. 1 Nr. 
4 des Gesetzes zur Abänderung des Allgemeinen Zoll- 
und Abgabengesetzes (Belgisch Staatsblad vom 30. De­
zember 1993, S. 29031), 

und 

— die Vorschriften über die buchmäßige Erfassung und die 
Voraussetzungen für die Entrichtung von Abgaben bei 
Bestehen einer Zollschuld in den Verordnungen der Eu­
ropäischen Gemeinschaften festgelegt sind — im vorlie­
genden Fall Art. 3 des Allgemeinen Zoll- und Abgaben­
gesetzes, koordiniert durch den Königlichen Erlass vom 
18. Juli 1977 (Belgisch Staatsblad vom 21. September 
1977, S. 11425), bestätigt durch das Gesetz über die 
Zölle und Abgaben vom 6. Juli 1978 (Belgisch Staatsblad 
vom 12. August 1978, S. 9013) und zum 1. Januar 
1990 geändert durch Art. 72 des Gesetzes vom 22. 
Dezember 1989 zur Festlegung steuerrechtlicher Bestim­
mungen (Belgisch Staatsblad vom 29. Dezember 1989, S. 
21141), 

die Zollbehörden geltend machen können, dass eine von 
ihnen vorgenommene Aufnahme des Abgabenbetrags in 
ein Formblatt 1552 B oder in eine PLDA-Schuldendaten­
bank (papierlose Zoll- und Abgabenschuldendatenbank) 
sowie jede andere von ihnen vorgenommene Eintragung 
oder Aufnahme des Abgabenbetrags in stattdessen ver­
wendete Unterlagen als buchmäßige Erfassung im Sinne 
von Art. 217 Abs. 1 des Zollkodex gilt? 

3. Ist für den Fall, dass die von den Zollbehörden vorgenom­
mene Aufnahme des Abgabenbetrags in ein Formblatt 1552 
B als buchmäßige Erfassung im Sinne von Art. 217 Abs. 1 
des Zollkodex gelten kann, Art. 217 des Zollkodex dahin 
auszulegen, dass nur die Aufnahme des genauen Abgaben­
betrags, der sich aus einer Zollschuld auf dem Formblatt 
1552 B ergibt, als buchmäßige Erfassung im Sinne von 
Art. 217 Abs. 1 des Zollkodex gilt? 

Rechtsmittel, eingelegt am 6. Juli 2011 von Maurice Emram 
gegen das Urteil des Gerichts (Zweite Kammer) vom 10. 

Mai 2011 in der Rechtssache T-187/10, Emram/HABM 

(Rechtssache C-354/11 P) 

(2011/C 282/13) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführer: Maurice Emram (Prozessbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt M. Benavï) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Harmonisierungsamt für den Binnen­
markt (Marken, Muster und Modelle), Guccio Gucci Spa 

Anträge 

Der Rechtsmittelführer beantragt, 

— das Urteil des Gerichts in vollem Umfang aufzuheben, weil 
damit die auf Aufhebung der Entscheidung der Ersten Be­
schwerdekammer des HABM vom 11. Februar 2010 gerich­
tete Klage abgewiesen wurde; 

— die Entscheidung der Beschwerdekammer gemäß Art. 61 der 
Satzung des Gerichtshofs aufzuheben; 

— dem HABM die in den Verfahren vor dem Gericht und vor 
dem Gerichtshof entstandenen Kosten und der Gesellschaft 
Gucci die in den Verfahren vor dem HABM und vor dem 
Gericht entstandenen Kosten aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Der Rechtsmittelführer rügt die Verletzung von Art. 8 Abs. 1 
Buchst. b der Verordnung (EG) Nr. 40/94 des Rates vom 20. 
Dezember 1993 über die Gemeinschaftsmarke ( 1 ) und die Ver­
letzung von Art. 17 der Verordnung (EG) Nr. 207/2009 des 
Rates vom 26. Februar 2009 über die Gemeinschaftsmarke ( 2 ).
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Der Rechtsmittelführer führt hierzu erstens aus, das Gericht 
habe das Vorliegen von Verwechslungsgefahr bejaht, ohne alle 
relevanten Umstände des vorliegenden Falles berücksichtigt zu 
haben, insbesondere die Nichtbenutzung der älteren Marken auf 
dem Markt, die Kennzeichnungskraft der älteren Marken, die 
effektive Präsenz anderer, mit verschiedenen Zeichen „G“ ver­
sehener Waren des gleichen Typs auf dem Markt und die Be­
deutung, die die betroffenen Verkehrskreise diesem Zeichentyp 
beimäßen, um eine Handelsmarke zu identifizieren. Zudem habe 
das Gericht die Ähnlichkeit der einander gegenüberstehenden 
Marken falsch beurteilt, insbesondere infolge einer Verfälschung 
der Tatsachen, einer falschen Beurteilung dessen, was in den 
älteren Marken kennzeichnungskräftig und dominierend sei, so­
wie einer fehlerhaften Beurteilung der Art der in Rede stehenden 
Waren. 

Der Rechtsmittelführer trägt zweitens vor, das Gericht habe die 
Rechtsprechung insofern in unrichtiger Weise herangezogen, als 
es unter Missachtung von Art. 17 der Verordnung Nr. 
207/2009 die vorangegangenen nationalen Entscheidungen 
nicht berücksichtigt habe. 

Er macht schließlich geltend, das Gericht habe gegen den 
Grundsatz der Gleichbehandlung verstoßen, da es die Ähnlich­
keit der Zeichen insofern parteiisch beurteilt habe, als es den 
Wortgehalt der angemeldeten Marke ignoriert und die Zeichen 
auf der Grundlage übermäßig weiter Kriterien verglichen habe. 

( 1 ) ABl. 1994, L 11, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 78, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des College van Beroep voor 
het bedrijfsleven (Niederlande), eingereicht am 6. Juli 2011 
— G. Brouwer/Staatssecretaris van Economische Zaken, 

Landbouw en Innovatie 

(Rechtssache C-355/11) 

(2011/C 282/14) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

College van Beroep voor het bedrijfsleven 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: G. Brouwer 

Beklagter: Staatssecretaris van Economische Zaken, Landbouw en 
Innovatie 

Vorlagefragen 

1. Ist die Richtlinie 91/629/EWG ( 1 ) dahin auszulegen, dass die 
sich aus ihr ergebenden Anforderungen an die Betriebsfüh­
rung im Sinne von Art. 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1782/2003 ( 2 ) auch für Kälber gelten, die vom Inhaber eines 
landwirtschaftlichen Betriebs im Rahmen der Milchviehhal­
tung gehalten werden? 

2. Sofern diese Frage zu verneinen ist, bietet dann der Um­
stand, dass diese Richtlinie in einem Mitgliedstaat durch 

Rechtsvorschriften umgesetzt worden ist, mit denen die ge­
nannten Anforderungen auf solche Kälber gleichwohl für 
anwendbar erklärt werden, einen Grund, bei Nichteinhaltung 
dieser Anforderungen in diesem Mitgliedstaat eine Kürzung 
oder einen Ausschluss gemäß Art. 6 der Verordnung Nr. 
1782/2003 für geboten zu erachten? 

( 1 ) Richtlinie des Rates vom 19. November 1991 über Mindestanforde­
rungen für den Schutz von Kälbern (ABl. L 340, S. 28). 

( 2 ) Verordnung des Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen 
Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrar­
politik und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber land­
wirtschaftlicher Betriebe und zur Änderung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 2019/93, (EG) Nr. 1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001, 
(EG) Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/1999, (EG) 
Nr. 1254/1999, (EG) Nr. 1673/2000, (EWG) Nr. 2358/71 und (EG) 
Nr. 2529/2001 (ABl. L 270, S. 1). 

Klage, eingereicht am 8. Juli 2011 — Europäische 
Kommission/Königreich Spanien 

(Rechtssache C-360/11) 

(2011/C 282/15) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigter: L. 
Lozano Palacios) 

Beklagter: Königreich Spanien 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— festzustellen, dass das Königreich Spanien dadurch gegen 
seine Verpflichtungen aus Art. 98 der Richtlinie 
2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über 
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem ( 1 ) in Verbindung 
mit Anhang III dieser Richtlinie verstoßen hat, dass es auf 

— medizinische Stoffe, die üblicherweise für die Herstellung 
von Medikamenten verwendet werden können und dafür 
geeignet sind, nach Art. 91.Uno.1.5 o und Dos.1.3 o des 
spanischen Mehrwertsteuergesetzes, 

— Gesundheitsprodukte, Stoffe, Ausstattung oder Werk­
zeug, die objektiv nur zur Vorbeugung bzw. zur Diag­
nose, Behandlung, Linderung oder Heilung von Krank­
heiten oder Leiden von Menschen oder Tieren verwendet 
werden können, jedoch nicht „normalerweise für die 
Linderung oder Behandlung von Behinderungen, aus­
schließlich für den persönlichen Gebrauch von Behinder­
ten, verwendet werden“, nach dem zweiten Absatz von 
Art. 91.Uno.1.6 o des spanischen Mehrwertsteuergesetzes, 

— Geräte und Zubehör, die im Wesentlichen oder haupt­
sächlich dazu dienen können, körperliche Behinderungen 
von Tieren auszugleichen, nach dem ersten Absatz von 
Art. 91.Uno.1.6 o des spanischen Mehrwertsteuergesetzes, 
und
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